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Selten tut sich der Bundesrat so
schwerwie imUmgangmit China.
Seit fast zwei Jahren quält sich
die Regierung schonmit der Fra-
ge, ob die Schweiz die sogenann-
ten «thematischen Sanktionen»
der Europäischen Union mit-
tragen soll. Strafmassnahmen,
die Brüssel wegen der chinesi-
schenMenschenrechtsverletzun-
gen an den Uiguren verfügt hat.
Der Bundesrat drückt sich – und
schweigt.
Erst auf Anfrage der «NZZ

am Sonntag» räumt das feder-
führendeWirtschaftsdepartement
WBF ein, dass eine Übernahme
der EU-Sanktionen bereits zwei-
mal Thema imBundesratwar. Zu-
letzt am 9.Dezember, zwei Tage
nach der Bundesratswahl, einen
TagnachderDepartementsvertei-
lung. Ob Zufall oder Absicht: Fakt
ist, dass die Beratung im Trubel
rundumSchwarznasenschafeund
die Interessenbindungen von Al-
bertRösti indenMedienunterden
Tisch fiel. Und von sich aus infor-
mierte der Bundesrat nicht über
seine Position zuChina.
Dafür beschloss die Landes-

regierung imStillen, diebestehen-
den Rechtsgrundlagen «noch ver-
tiefter» zu prüfen, wie das WBF
nunaufAnfrage schreibt. «Ziel des
Bundesrates ist es, sich die Mög-
lichkeit offenzuhalten, in Zukunft
bei Bedarf punktuell und gezielt
sehr spezifische Fälle, die von der
heutigen Praxis nicht abgedeckt
werden, berücksichtigen zu kön-
nen.»Tatsächlich?Die gewundene
Begründung steht imWiderspruch
zurminuziösenVorarbeit derBun-
desverwaltung. Dort laufen die
rechtlichen Abklärungen zu den
Sanktionen seit geraumer Zeit.

Bund lässt sich viel Zeit
Als die EU im Frühling 2021 Ein-
reisesperren gegen chinesische
Beamte verfügte und Vermögen
blockierte, machte sich auch die
Verwaltung in Bern an die Arbeit.
Bereits am 3.März 2021 kam die
Koordinationsgruppe Sanktions-
politik des Bundes zum Schluss,
«die rechtlichen Aspekte im Hin-
blick auf die Vereinbarkeit einer
Übernahme der thematischen
Sanktionen» mit der Schweizer
Gesetzgebung «ausführlicher zu
beleuchten». Das geht aus dem
Sitzungsprotokoll hervor, das die
«NZZ am Sonntag» gestützt auf
das Öffentlichkeitsgesetz (BGÖ)
einsehen konnte. Am 14. Juni
2021 traf sich die Gruppe erneut
und hielt fest, noch offene juris-

China:DerBundesratspieltaufZeit

tische Fragen in einemDokument
zuhanden des Bundesrates aus-
zuräumen. «Ziel ist es, dass dem
Bundesrat bereits mit diesem
Aussprachepapier eine rechtliche
Einschätzung präsentiertwerden
kann.» Grundsätzlich sollten alle
Optionen dargelegt werden, «mit
der Aufführung vonChancen und
Risiken einer Nichtübernahme»
der Menschenrechtssanktionen.
Das Grundlagenpapier wurde im
Sommer 2021 erarbeitet. Die Ver-
waltung hält es bis heute unter
Verschluss.
Anderthalb Jahre ist das her.

Der Bundesrat zeigte in der Folge
keinerlei Eile. Erst am 7. Septem-
ber 2022 beriet er die Sanktionen
ein erstes Mal, wie das Wirt-
schaftsdepartement bestätigt.
Festlegen wollte er sich nicht.
Stattdessen erhielt das WBF den
Auftrag, «gewisse Aspekte zu den
thematischen Sanktionen, wie
beispielsweisemögliche humani-

täre Auswirkungen oder aussen-
politischeAuswirkungen, vertief-
ter zu analysieren».

Kritik aus der EU
Zwei Bundesratssitzungen, mo-
natelange Arbeit in den Depar-
tementen, und doch fällt kein
Entscheid. Im Parlament verlie-
ren manche die Geduld. Recht-
lich sei der Fall klar, sagt SP-
Nationalrat Fabian Molina. Die
Schweiz könne die Sanktionen
beschliessen, wenn sie wolle.
«Das ist schlimmer als Arbeits-
verweigerung, das ist Feigheit»,
so Molina. «Der Druck im In- und
aus dem Ausland wird so lange
steigen, bis sich der Bundesrat
nicht mehr wegducken kann»,
ist er überzeugt.
Der freisinnige Ständerat

DamianMüllerwiderspricht. «Die
Forderung der Linken nach Sank-
tionen tönt einfach und populär.
Wir lösen aber kein einziges Pro-

blem, wenn wir uns von der
Diplomatie verabschieden.» Auf
diesem Weg sei viel mehr Wir-
kung zu erzielen als mit symboli-
schen Gesten. «Wir dürfen uns
nicht aus der Verantwortung neh-
men, aber sicher auch nicht vor
den Karren der EU spannen las-
sen», betontMüller.
Brüssel sieht das Zögern des

Bundesrats kritisch. René Repasi
vertritt die deutschen Sozial-
demokraten im Europäischen
Parlament und amtet als stellver-
tretender Vorsitzender der De-
legation für die Beziehungen zu
China. «Es wäre natürlich zu be-
grüssen, wenn die Schweiz die
thematischen Sanktionen über-
nehmen würde», sagt er. «Diese
wurden vonder EU ergriffen,weil
Menschenrechte verletztwerden.
Und eine neutrale Haltung ge-
genüber Menschenrechtsverlet-
zungen ist einigermassen schwer
nachzuvollziehen.» Die Wahr-

DieRegierungdiskutierte erneutüberChina-Sanktionen, undsie zaudertweiter. Brüsselwirdungeduldig

nehmung in der EU sei, «dass die
Debatte in der Schweiz keine
ehrliche ist». Entweder trage das
Land die Sanktionen mit oder
nicht, diesen Entscheid gelte es
zu vertreten, so Repasi. «Als sou-
veräner Staat sollte die Schweiz
auch souverän über Sanktionen
befinden. Heute ist die Situation
aber vielmehr so, dass man sich
hinter der EU versteckt, wenn es
denn gerade passt.»
Nicht nur Brüssel hört genau

hin, wenn in Bern das Verhältnis
zu Peking verhandelt wird. An-
fangNovember sagte der chinesi-
sche Botschafter Wang Shihting
im Interviewmit dieser Zeitung:
«Sollte die Schweiz die Sanktio-
nen übernehmen und sich die
Situation in eine unkontrollierte
Richtung entwickeln, werden die
chinesisch-schweizerischen Be-
ziehungen darunter leiden.»
Die Drohung hat ihre Wirkung

offenbar nicht verfehlt.
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Früher lief es glatter: Vorbereitungen zumBesuch des damaligen Bundesrates Didier Burkhalter in Peking. (15. Januar 2016)

Anwälte dürfen russische
Firmennichtmehr beraten.
Nunprotestieren Juristen
beimBundesrat: Dieser
schränkeGrundrechte ein.
MirkoPlüss

Wendet die Schweiz legitimeMit-
tel an, um gegen Russland vorzu-
gehen? Oder verletzt sie rechts-
staatliche Prinzipien? Der Genfer
Anwaltsverband beantwortet
letztere Frage mit einem klaren
Ja. Kürzlich versandte der Ver-
band einen Protestbrief an Guy
Parmelin, Vorsteher des Wirt-
schaftsdepartements, und an
Bundespräsident Alain Berset.
Der Titel: «Schwere Verletzung
des garantierten Zugangs zur Jus-
tiz». Die Grundlagen der Schwei-
zer Rechtsstaatlichkeit würden
ausgehebelt, heisst es.
Auslöser für die heftige Kritik

ist das achte Sanktionspaket

VerletztdieSchweizdieRechtevonRussen?
gegenRussland. Dieses erliess die
EU im Oktober als Folge der rus-
sischen Teilmobilisierung. Am
23. November übernahm der
Bundesrat die neuen Massnah-
men. Unter anderem beinhaltet
das Sanktionspaket ein laut
Experten präzedenzloses Verbot
von Rechtsdienstleistungen.
Von diesem Verbot betroffen

sind Personen, die in Verbindung
mit russischen Unternehmen
oder dem russischen Staat ste-
hen. Sie können sich zwarweiter-
hin vor Schweizer Gerichten juris-
tisch vertreten lassen. Ausserhalb
von Prozessen dürfen Anwälte
ihnen jedoch keine sogenannten
Rechtsberatungen mehr anbie-
ten. Rechtsberatungen sind indes
gerade im wirtschaftlichen Um-
feld Alltag, sie werden beispiels-
weise bei Immobiliengeschäften
oder Handelsfragen in Anspruch
genommen. Russische Staats-
angehörige benötigen Rechtsbe-

ratungen auch, um den Umgang
mit den Sanktionen richtig ein-
schätzen zu können.
Das zuständige Staatssekreta-

riat für Wirtschaft (Seco) betont,
dass Ausnahmen vomVerbot vor-
gesehen seien. Dennoch fällt die
Kritik der Genfer Anwälte heftig
aus. Miguel Oural, der Vorsitzen-
de des Genfer Anwaltsverbandes,
sagt: «Durch das Verbot bestimm-
ter juristischer Dienstleistungen
schränkt der Bundesrat den
grundrechtlichen Zugang zur Jus-
tiz ein.» Eine solche Beschrän-
kung sei mehr als ein einfaches
Hindernis für die Gewerbefreiheit
von Anwälten: «Es ist ein Angriff
auf Rechtsstaatlichkeit und Jus-
tiz, denn ohne Rechtsberatung
gibt es keinen effektiven Zugang
zur Justiz.»
Die Genfer sindmit ihrer Kritik

nicht allein. Der Schweizerische
Anwaltsverband SAV unterstützt
die Kritik der Genfer Kollegen.

schreibt: «Die Schweiz stellt
sicher, dass der Zugang zum
Schweizer Recht gewahrt und die
Rechtsstaatlichkeit vollständig
gewährleistet wird.» Dies sei «die
Bedingung des Bundesrates» ge-
wesen, als er die neuen Verbote
übernommen habe.
Dass der Disput bisher nicht

öffentlich gemachtwurde, dürfte
auchmit einer gewissen Zurück-
haltung der Anwälte zusammen-
hängen. Diese wollen trotz ih-
rem Protest auf keinen Fall als
«Russland-Versteher» gelten: Der
oberste Genfer Anwalt Miguel
Oural sagt: «Der Anwaltsverband
verurteilt Russlands Aggression
gegen die Ukraine scharf.» Sank-
tionen halte er für ein legitimes
aussenpolitisches und völker-
rechtliches Instrument zur Wie-
derherstellung des Friedens. Je-
doch: «Diese Massnahmen müs-
sen die Regeln der Rechtsstaat-
lichkeit respektieren.»

«Es gibt derzeit noch viele offene
Punkte, die seitens des Seco noch
nicht beantwortet worden sind,
was der Rechtssicherheit nicht
zuträglich ist», sagt Generalsekre-
tär René Rall. Der SAV stehe des-
halb schon seit über einem hal-
ben Jahr mit dem Seco in Verbin-
dung. «Insofern ist der direkte
Weg an den Bundesrat seitens
der Genfer verständlich.»
In anderen Ländern läuft eine

ähnliche Diskussion. In Deutsch-
land kämpft die Bundesrechts-
anwaltskammer dafür, dass die
Sanktionen zurückgenommen
werden. In der Schweiz wies ein
juristisches Gutachten imAuftrag
des SAV bereits im Oktober auf
mannigfaltige Mängel an dem
Sanktionspaket hin. «Aus rechts-
staatlicher Sicht erscheint das
Verbot höchst problematisch,
weil damit das Recht auf recht-
liche Beratung verletzt wird und
damit auch der Anspruch auf

Von sich aus
informierte der
Bundesrat schon
garnicht über
seinePosition.

rechtliches Gehör», heisst es dar-
in. Der Verfasser, Strafrechtspro-
fessor Marcel Niggli, doppelt auf
Anfrage nach. «Das Verbot ist für
die Schweiz präzedenzlos», sagt
Niggli. Neben Inhalt kritisiert er
auch die Form scharf und sagt,
eine Verordnung reiche für ein
Verbot nicht aus: «Es handelt sich
um einen groben Grundrechts-
eingriff, dieser bedarf zumindest
einer gesetzlichen Grundlage. Es
scheint fast so, als wolle die Ver-
waltung bei den Russland-Sank-
tionen Gesetzgeber spielen.»
Das Seco will die Kritik nicht

kommentieren. Die Pressestelle

DieAnwältewollen
trotz ihremProtest
auf keinenFall
als «Russland-Ver-
steher» gelten.
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Tamara Funiciello, Groupie,
überrascht mit ihrer Liebe für
kapitalistische Spielwaren. Die
SP-Nationalrätin sah sich mit der
Politikchefin des «Blick» im Kino
«Barbie» an – und war begeis-
tert. Der Film über die Plastik-
prinzessin habe zwar nicht
besonders viel Tiefgang und
natürlich sei er Werbung für den
Mattel-Konzern. «Aber er ist eine
echt gute Einführung in den

Feminismus», sagte Funiciello.
Ihre Lieblingsszene? Als Ken im
Film dasWort Patriarchat ent-
deckt. Wenn Funiciello also dem-
nächst in Pink im Bundeshaus
auftaucht, wissen wir, warum:
Sie wurde von Mattel gekauft.

Hannes Germann, Frühzünder,
nimmt den 1. August zum Anlass
für ein rhetorisches Feuerwerk.
Um ja der Erste zu sein, hat der
SVP-Ständerat seine Rede zum
Bundesfeiertag bereits am
27. Juli auf Twitter veröffent-
licht – und das in drei Teilen.
Darin lässt er uns wissen, dass
die Schweiz «immer noch an der
Weltspitze» stehe – «oder zumin-
dest ganz oben». Was der Unter-
schied ist, sei dahingestellt.
Hauptsache, Switzerland first.

Tamara
Funiciello
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Die Zürcher Polizei liess die
unbewilligteVelo-Demo
gewähren, sie kündigte aber 52
Verzeigungen an.RenéDonzé

Zu den prominentesten Betroffe-
nen gehört der SP-Kantonsrat
und Juso-Präsident Nicola Sie-
grist. «Die Polizei hat friedliche
Velofahrer*innen – auch mich –
kontrolliert, verzeigt, schikaniert
und weggewiesen», schreibt er
auf Twitter. Das sei «unnötig».
Siegrist war einer von vielen, die
trotz Warnung der Polizei an der
sogenannten Critical Mass teil-
genommen haben: einem Velo-
umzug, der jeden letzten Freitag-
abend in verschiedenen Städten
stattfindet. In Zürich, so hat es
der Statthalter aufgrund einer An-
zeige zweier FDP-Politiker kürz-

CriticalMass: Juso-Chef vonPolizei gestoppt
lich entschieden, brauche es hier-
für eine Bewilligung, da es sich
um eine Demonstration handle.
Doch niemand hat eine solche be-
antragt, und darum hat die Stadt-
polizei mit Massnahmen gedroht.

Siegrist fuhr dennoch los, um
«ein Zeichen fürs Velo zu setzen»,
wie er auf Anfrage sagt, «und weil
es unverhältnismässig ist, eine
Bewilligung für diesen spontan
und nicht organisierten Anlass zu
verlangen». Die Polizei habe ihn
gestoppt und ihm eine Verzeigung
in Aussicht gestellt. Er hält es
offen, ob er diese anfechten wird.

So wie ihm erging es 51 weite-
ren Personen. Laut Polizei waren
mehrere hundert Teilnehmer
unterwegs. «Dabei kam es zu klei-
neren Verkehrsbehinderungen,
kurzen Blockaden und auch Ver-
kehrsregelverletzungen», teilte

sie am Samstag mit. Und: «Die
Stadtpolizei hat insgesamt 52 Per-
sonen kontrolliert, die im Nach-
gang wegen Teilnahme an einer
unbewilligten Demonstration
verzeigt werden.» Zudem wurden
Videoaufnahmen gemacht, damit
«wir Ermittlungen von möglichen
Straftaten im Nachhinein noch tä-
tigen können», sagt Sprecherin
Daniela Brunner.

Die politische Beurteilung des
Einsatzes fällt durchzogen aus.
Der FDP-Fraktionschef Michael
Schmid spricht von einem ver-
hältnismässigen Vorgehen. Die
Polizei habe dafür gesorgt, dass
der öffentliche Verkehr nicht
gross behindert wurde. «Das ist
für uns ein wichtiger Grad-
messer.» Eticus Rozas, Vizepräsi-
dent der Zürcher Grünen, wieder-
um ist froh, «dass die Polizei die

Velos fahren liess». «Übertrieben»
seien jedoch die Videoaufnahmen
und die vielen Verzeigungen.

Die Frage ist, was am letzten
Freitag im August passiert. Viel-
leicht nehmen mehr Personen
teil, wenn das Wetter besser ist
und weil die Ferien vorbei sind.
Vielleicht schrecken die vielen
Verzeigungen auch ab. Die Polizei
will nichts zu ihrem künftigen
Vorgehen sagen.

Auf lange Frist allerdings dürfte
sich ohnehin etwas ändern. Im
März hat das Stadtparlament
eine Motion überwiesen. Nun
muss der Stadtrat die Polizeiver-
ordnung dahingehend ändern,
dass die «vorübergehende Benut-
zung des öffentlichen Raumes
zu politischen Sonderzwecken
keine strafbare Handlung mehr
darstellt».

SimonMarti

Für einmal waren selbst seine Kri-
tiker positiv überrascht. Aussen-
minister Ignazio Cassis präsen-
tierte im Frühling 2021 eine eige-
ne China-Strategie. Ein Novum in
der Schweizer Aussenpolitik und
Ausdruck von Cassis’ Willen, dem
wachsenden Gewicht der Gross-
macht Rechnung zu tragen.

Der Bundesrat lotete darin
einen Weg aus, der den Riesen-
markt für Schweizer Unterneh-
men offenhalten sollte, ohne da-
bei die eigenen Werte über Bord
werfen zu müssen. Kritik am
chinesischen Regime wurde in
der Strategie klar formuliert, die
Menschenrechte sollten von
da an bei jeder Gelegenheit the-
matisiert werden. «Mehr Selbst-
bewusstsein» forderte der Aus-
senminister damals vor den
Medien ein.

Zweieinhalb Jahre später
macht sich der Bund nun daran,
diese Politik zu überarbeiten, wie
Recherchen dieser Zeitung zei-
gen. Es ist allerdings ein Prozess
mit offenem Ausgang. Die heu-
tige China-Strategie läuft nächs-
tes Jahr aus, und ob ihr eine neue
Doktrin nachfolgt, ist unsicher.

Die Strategie sei Gegenstand
«einer Midterm Review», führt
ein Sprecher des Aussendeparte-
ments (EDA) wortreich aus: Es
gehe darum, ihre Auswirkungen
auf die Bundesverwaltung, die
Kantone und Gemeinden, die
Zivilgesellschaft, sowie wissen-
schaftliche Kreise zu bewerten.

Und was geschieht dann? «Dar-
über hinaus wird es Aufgabe des
Bundesrates sein, zu entschei-
den, ob er die aktuelle Strategie
nach deren Auslaufen durch eine
neue Strategie verlängern will.
Diese Entscheidung ist noch aus-
stehend», heisst es aus dem EDA.

Damian Müller, Luzerner
Ständerat und Aussenpolitiker
der FDP, hofft, dass der Bundes-
rat Kurs hält. Die Strategie sei ein
vorausschauendes Instrument.
«Wir sind gut beraten, diese ge-
zielt weiterzuentwickeln.»

KaumResultate
Müller vermutet, dass nicht alle
in der Regierung die gleichen
Prioritäten verfolgen. Eine Fort-
setzung der Strategie bedinge,
dass das Wirtschaftsdepartement
von SVP-Bundesrat Guy Parmelin
mitziehe. «Da gibt es noch extrem
viel Luft nach oben», meint er. Ob
sich Müllers Hoffnungen erfüllen,
ist fraglich, zumal der Bundesrat
zuletzt alles andere als geeint auf-
trat. Der Krieg in der Ukraine und

SchwierigerUmgangmitderGrossmacht

die Debatte um Waffenexporte
und Neutralität haben Spuren
hinterlassen.

Selbst im Aussendepartement
ist wenig übriggeblieben von der
zupackenden Rhetorik, mit der
Müllers Parteifreund Cassis das
Projekt lancierte. «Die Strategie
von 2021 war recht gut gelungen.
Sie umriss den Handlungsspiel-
raum der Schweiz ziemlich genau
und sparte auch die kritischen
Punkte nicht aus», sagt Ralph
Weber, Professor an der Universi-
tät Basel und Kenner der schwei-
zerisch-chinesischen Beziehun-
gen. «Nur folgte daraus leider
eher wenig.»

So habe der Bund kaum Stellen
geschaffen, die sich mit dem

Land beschäftigen, obwohl man
sich genau das vorgenommen ha-
be. «Diese Lücken bleiben spür-
bar», stellt Weber fest.

Die Ambitionen von 2021 sind
also rasch verblasst. «Die Kritik,
die zum Beispiel an der Men-
schenrechtssituation in China ge-
übt wurde, ist längst wieder vom
Pragmatismus der Realpolitik
eingeholt worden», urteilt Weber.
Daran ändere auch der Men-
schenrechtsdialog nichts, der An-
fang Juli wieder anlief. Dabei
setzte die chinesische Delegation
durch, dass mehrere Schweizer
Nichtregierungsorganisationen
kurzerhand von den Gesprächen
ausgeschlossen wurden, wie der
«Tages-Anzeiger» berichtete.

«Die Spannung zwischen öko-
nomischen Interessen und den
anderen in der Verfassung einge-
schriebenen Werten kann auch ein
Strategiepapier kaum auflösen»,
sagt Weber. Die Frage sei, wie der
Bundesrat mit dieser Spannung
umgehe. «Da ist eine klare Linie
derzeit kaum erkennbar.»

Ein eindrückliches Beispiel für
die Widersprüche liefert die inter-
departementale Arbeitsgruppe,
die sich mit der Grossmacht be-
schäftigt. Der Bundesrat rief das
Gremium eigens im Zuge der
China-Strategie ins Leben. Zu-
letzt kamen die Vertreter der ver-
schiedenen Departemente Ende
April zusammen. Die «NZZ am
Sonntag» konnte gestützt auf das
Öffentlichkeitsgesetz das Sit-
zungsprotokoll einsehen.

Das Protokoll zeigt anschaulich
den Anspruch der Schweizer
Diplomatie, international die
guten Dienste spielen zu lassen
und den Dialog zu fördern zwi-
schen China, seinen Nachbarn
und dem Westen. Zugleich doku-
mentiert es eine Blockbildung, der
sich neutrale Staaten nicht mehr
so einfach entziehen können.

Zu Beginn der Sitzung refe-
rierte Botschafter Thomas Gre-
minger. Er ist Direktor des Genfer
Zentrums für Sicherheitspolitik
und ehemaliger Generalsekretär
der Organisation für Sicherheit

DerBundüberprüft seinePolitik gegenüberChina.DochobderBundesratdie auslaufendeStrategie
erneuert, ist offen.DerDruck ist so grosswienie–auchvonseitenderNato

und Zusammenarbeit in Europa.
Vor der Arbeitsgruppe sprach er
über die verschiedenen Gefah-
renherde in Ostasien. Greminger
sieht die Schweiz als Brücken-
bauerin in der Region, die einen
Dialog anstossen könne.

Nach dem Spitzendiplomaten
ergriffen Vertreter der Schweizer
Mission bei der Nato in Brüssel
das Wort. Sie machten deutlich,
dass bei einer Zunahme der Span-
nungen zwischen China und dem
Westen die Neutralität zwangs-
läufig unter Druck komme. «Im
Konfliktfall würde von der
Schweiz als Teil der erweiterten
transatlantischen Familie erwar-
tet werden, dass sie die trans-
atlantische Einigkeit mitträgt. Ein
Abseitsstehen im Sinne einer
neutralen Haltung würde nicht
verstanden werden», vermerkt
das Protokoll.

Unparteiische Brückenbauerin
oder Angehörige der «transatlan-
tischen Familie»? Beides gleich-
zeitig wird für die Schweiz wo-
möglich eines Tages nicht mehr
möglich sein.

Abhängig von denGrossen
Bei den Parteien wird das Dilemma
ganz unterschiedlich bewertet.
Die SVP sieht sich bereits in ihren
schlimmsten Prognosen bestätigt.
Das Ausland habe registriert, dass
der Bundesrat bei Druck einbre-
che, sagt Parteichef Marco Chiesa.
«Es kann aber nicht sein, dass wir
unsere wichtigste aussenpoliti-
sche Staatsmaxime, die Neutrali-
tät, von der Akzeptanz anderer
Länder oder Organisationen ab-
hängig machen.»

SP-Nationalrat Fabian Molina
hält dagegen: «Es ist doch bemer-
kenswert, dass man sich im EDA
eine aktive Rolle zutraut.» Da sei
es nur richtig, dass die Schweiz
versuche zu vermitteln.

Eine weniger innenpolitisch
gefärbte Deutung liefert Professor
Ralph Weber. Er beobachtet eine
Neigung zur «Romantisierung der
eigenen Neutralität». Man sehe
aber an der Haltung der Vereinig-
ten Staaten, der EU und der Nato,
dass das Selbstverständnis der
Schweiz als Vermittlerin, die sich
gleichzeitig zum Westen zählt,
immer weniger akzeptiert werde.
Diese Rolle gehe aber nur so lange
auf, wie sie von den Grossmäch-
ten toleriert werde, sagt Weber.
«Nun droht die Gefahr, dass uns
das Ganze mehr und mehr um die
Ohren fliegt.»

Eine erneuerte und griffige
China-Strategie wäre zumindest
ein erster Schritt, um genau das
zu verhindern.

73
Jahre ist es her, dass die
Schweiz die Volksrepublik China
offiziell anerkannte – kaum ein
anderes westliches Land war
schneller.

15,9
Milliarden Franken betrugen
die Schweizer Exporte nach
China 2022.

Diplomatie und Profit

ImEDA istwenig
übriggebliebenvon
derRhetorik,mit
derCassis das
Projekt lancierte.
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Hoher Besuch: Bundesrat Ignazio Cassis begrüsst den chinesischen Aussenminister Wang Yi in Bern. (22. Oktober 2019)
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Classepolitique
Lukas Reimann, Sesselrücker,
muss um seinen Sitz im National-
rat kämpfen. Im wortwörtlichen
Sinn. Als es sich sein SVP-Kollege
Marcel Dettling am Donnerstag
auf Reimanns Stuhl im Ratssaal
gemütlich machen wollte, ging
das edle Stück in die Brüche.
Gleich an zwei Stellen war das
Holz gespalten. Zum Glück ver-
fügt das Parlament für solche
Fälle über Ersatz, so dass der
St. Galler die Session nicht etwa
im Stehen hinter sich bringen
musste. Vor anderen Partei-
freunden, die bei denWahlen
auf Reimanns Sitz schielen,
schützt das freilich nicht.

Yvonne Feri, Kassenwartin,
treibt Schulden ein. In einer Mail
mahnt die Geschäftsführerin die

Mitglieder der SP-Reformplatt-
form, ihre Beiträge zu entrich-
ten. Bloss gingen auch Rechnun-
gen an Genossen, die gar nicht
zum Reformflügel zählen. Die
Adressen seien versehentlich in
den Verteiler «gerutscht», ent-
schuldigt sich Feri. Dabei könnte
manmeinen, dass der rechte
Flügel der Partei eigentlich eine
ziemlich überschaubare Truppe
darstellt.
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Nachheftigen Protesten
verzichtet die Leitung des
Nationalfonds auf die
geplante Reformdes
mächtigen Forschungsrates.
AndreasHirstein

Es geht um Milliardenbeträge und
Tausende von Forschungsprojek-
ten. Das oberste Leitungsgremium
des Schweizerischen National-
fonds (SNF), der Stiftungsrat,
wollte mit einer Reform den For-
schungsrat entmachten, der bis
heute direkt über die Verteilung
der Forschungsgelder in der
Schweiz entscheidet. Die Mitglie-
der des Rats sollten sich zukünftig
auf die forschungspolitische und
strategische Arbeit konzentrieren.
Bei der Evaluation von Förderan-
trägen hätten sie nur noch eine

Nationalfonds: Stiftungsratkrebst zurück
Aufsichtsfunktion inne. Die
eigentliche Begutachtung wäre an
externe Experten ausgelagert
worden. Gegen die Pläne des Stif-
tungsrats sowie von Forschungs-
ratspräsident Matthias Egger
wehrten sich die Forscher, wie die
«NZZ am Sonntag» berichtete.

Nun hat der Stiftungsrat über-
raschend nachgegeben und sei-
nen Beschluss von Ende August
revidiert. Dies teilte der Präsident
der Stiftung, Alt-Nationalrat Jürg
Stahl (SVP), in einem Brief an alle
Forschungsratsmitglieder mit.
Stahl schreibt, er hoffe, dass der
Entscheid zur Wiederherstellung
des gegenseitigen Vertrauens
zwischen Stiftungs- und For-
schungsrat des SNF beitrage.

Den Beschluss hatte der Stif-
tungsrat am Donnerstag gefasst.
Damit folgte er der Argumenta-

tion der Forschenden, die die
Evaluation von Projekten als eine
ihrer Kernaufgaben sehen. Nur
die direkte Beteiligung an den
Verfahren könne die hohe Quali-
tät der Begutachtung garantieren,
die auch international als vorbild-
lich gelte. Und nur wer selbst an
Evaluationen mitwirke, könne
sinnvolle neue Strategien ent-
wickeln. In einer Umfrage unter-
stützten rund 80 Prozent der For-
schungsratsmitglieder diese Posi-
tion. In der Folge verfassten sie
einen Brief an jeden einzelnen
der 42 Stiftungsräte.

Mit einer nun «sehr grossen
Mehrheit» sei der Stiftungsrat der
Position des Forschungsrats ge-
folgt, schreibt Stahl in seinem
Brief. Es gebe im Stiftungsrat
«einen sehr starken Konsens»,
dass man dem Begehren des For-

schungsrats folgen solle. Gleich-
zeitig begrüsst Stahl, dass der
Forschungsrat bereit sei, sich zu-
künftig substanziell an der wich-
tigen und notwendigen politi-
schen Arbeit zu beteiligen.

Für die geplanten Reformen
will sich der Nationalfonds nun
zwei Monate mehr Zeit lassen,
um das bisher unter grossem Zeit-
druck laufende Verfahren zu be-
ruhigen. Noch in diesem Jahr soll
ein neuer Präsident des For-
schungsrats gewählt werden, der
den derzeitigen Präsidenten Mat-
thias Egger turnusgemäss Anfang
2025 ablösen soll. Per Januar
kommenden Jahres wird ausser-
dem der Stiftungsrat verkleinert
und erneuert. Er hätte die Kom-
petenz, die Übergangsphase bis
zur neuen SNF-Struktur allenfalls
nochmals zu verlängern.

SimonMarti

Quälend lange drückte sich der
Bundesrat vor einer Antwort auf
die Frage, ob die Schweiz die the-
matischen Sanktionen gegen
Chinaübernehmensoll, diedieEU
wegen chinesischer Menschen-
rechtsverletzungen verhängt hat.
Anders als traditionelle Sanktio-
nen richten sich diese nicht gegen
einen Staat als Ganzes, sondern
gezielt gegen ausgewählte Perso-
nen, Organisationen oder Unter-
nehmen. Nun zeigt sich: Die
Regierung hat im Stillen beschlos-
sen, dass der Bund die Massnah-
men nicht mitträgt.

Wie das zuständige Wirt-
schaftsdepartement (WBF) von
Bundesrat Guy Parmelin (SVP)
einräumt, hat die Landesregie-
rung bereits am 9. Dezember
2022 entschieden, «die bis da-
hin bestehenden thematischen
Sanktionen nicht zu überneh-
men». Darunter fallen nament-
lich jene Sanktionen, die Brüssel
gegen chinesische Staatsbürger
erlassen hat. «Der Bundesrat
machte eine Güterabwägung ge-
stützt auf verschiedene aussen-
politische und rechtliche Krite-
rien», heisst es aus dem Wirt-
schaftsdepartement. Genauer
will man dort die Interessen-
abwägung nicht erläutern.

Sollte die EU neue thematische
Sanktionen erlassen, wird der
Bund diese Listings zwar prüfen
und eventuell mittragen. Aber:
«Dieses Vorgehen ist auf zukünf-
tige Listings der EU anwendbar,
bisherige Listings sind nicht Teil
davon», schreibtdasWBF.Die the-
matischen Sanktionen gegen
China, von der EU im März 2021
erlassen, sind damit vom Tisch.

Stillundleise:
Sanktionen
gegenChina
sindvomTisch

ObwohldasParlament denUm-
gang mit China regelmässig the-
matisiert, hat der Bundesrat die
Räte und die Öffentlichkeit nicht
über seinen Richtungsentscheid
informiert. In Sachen Kommuni-
kation «entscheidet derBundesrat
von Fall zu Fall», erklärt ein WBF-
Sprecher. Am 9. Dezember habe
der Bundesrat beschlossen, «zu
diesem Zeitpunkt nicht zu kom-
munizieren». Rechtliche Fragen
seien noch offen gewesen.

Was indieseroffiziellenSprach-
regelung nicht erwähnt wird: Die
Regierung musste auch damit
rechnen, dass ihre Entscheidung
im In- und Ausland kontroverse
Reaktionen auslösen würde.

«Diese Haltung der Schweiz
wird international kaum verstan-
den werden», sagt der SP-Natio-
nalrat Fabian Molina. «Das ist ein
sehr bedauerlicher Entscheid.»
Der Bundesrat unterlaufe damit
dieAnstrengungenderEUzurEin-
haltung der Menschenrechte in
China. «Dass der Bundesrat nicht
kommunizierte, zeigt, dass er sich
der Brisanz dieses Entscheids be-
wusst ist und versucht hat, ihn zu
vertuschen.»Zwar sei demzustän-
digen Wirtschaftsminister die
Tragweite des Beschlusses be-
wusst, sagt Molina. «Aber die the-
matischen Sanktionen sind ein
neues Instrument. Ichdenke,dass
Bundesrat Parmelin die Debatte
über diesen Ansatz scheut.»

Erst im Dezember 2020 hat die
EUdieGrundlagengeschaffen,um
bei schweren Menschenrechtsver-
letzungen gezielte Massnahmen
zu ergreifen. Bereits im Frühling
2021 sanktionierte die EU vier chi-
nesische Funktionäre und ein
Unternehmen wegen ihrer Beteili-
gung an Menschenrechtsverlet-

zungen gegen die ethnische Min-
derheit der Uiguren. Die Betroffe-
nen dürfen nicht mehr in die EU-
Mitgliedstaaten einreisen. Allfäl-
lige Vermögen werden eingefro-
ren. Das Vorgehen brachte die
Schweiz in Zugzwang: Sollte sie
mit der EU mitziehen?

Gegenmassnahmen drohen
DerAnsatzder thematischenSank-
tionen mag relativ neu sein, doch
er wurde von der Bundesverwal-
tung intensivgeprüft.Regelmässig
tauschtensich indenvergangenen
zweieinhalb Jahren Vertreter des
Staatssekretariats für Wirtschaft,
des Aussendepartements, des
NachrichtendienstesunddesBun-
desamtes für Justiz darüber aus.
ImSommer2021 legtensieeinver-
trauliches Aussprachepapier vor,
das dem Bundesrat die Vor- und
Nachteile der thematischen Sank-
tionen detailliert darlegt und der
Regierung als Entscheidungs-
grundlage diente. Die «NZZ am
Sonntag» konnte das Dokument
gestützt auf das Öffentlichkeits-
gesetz einsehen.

Die Beamten erkennen dem-
nach durchaus Chancen im Vor-
gehen der EU. So könnten Ver-
mögenssperren und Einreisever-
bote eine abschreckende Wirkung
entfalten und Täter auch dann be-
langen, «wenn die nationale oder
internationale Justiz nicht in der
Lageoderwillens ist, dies zu tun».
Eine Übernahme der themati-
schen Sanktiosregimes der Euro-
päischen Union würde darüber
hinaus einen Beitrag leisten, um
«allfällige Schlupflöcher zu
schliessen», heisst es im Ausspra-
chepapier der Verwaltung. Und:
«EinMitziehenderSchweizwürde
ihre Glaubwürdigkeit als verläss-

liche und kohärente Partnerin in
sanktionspolitischen Fragen
gegenüber wichtigen Partnern
weiter stärken.»

Selbst ein positiver Impuls in
der blockierten Europapolitik
schien denkbar. Nach dem Ab-
bruchderVerhandlungenüber ein
institutionelles Rahmenabkom-
men mit der EU habe die Schweiz
«ein Interesse, Kooperationsmög-
lichkeiten imbeidseitigen Interes-
se systematisch zu identifizieren
und zu nutzen», hält das Papier
fest. Eine enge Abstimmung der
Sanktionspolitikwürdeeinpositi-
ves Signal nach Brüssel senden.

Doch auch über die Gefahren
machte man sich im Sommer 2021
inBernkeine Illusionen.Chinaha-
be auf die Verhängung der Men-
schenrechtssanktionen mit Ge-
genmassnahmen reagiert. «Sollte
dieSchweiz sichden thematischen
Sanktionen der EU anschliessen,
könnte auch sie von derartigen
Massnahmen betroffen sein.»

Genau da setzte Peking an. Der
chinesische Botschafter in der
Schweiz, Wang Shihting, schlug
imNovember2022 inder «NZZam
Sonntag» harsche Töne an: «Wem
die freundschaftlichen Beziehun-
genderbeidenLänderwirklicham
Herzen liegenundwer verantwor-
tungsvoll Politik macht, wird den
Sanktionen nicht zustimmen.»
Wenig später versenkte der Bun-
desrat die Sanktionen still und
heimlich.

Bürgerliche sind erleichtert
Der Präsident der Aussenpoliti-
schen Kommission des National-
rates ist darüber erleichtert. «Ich
bin froh, wenn das ohnehin ange-
spannte Verhältnis mit China
nicht noch zusätzlich belastet

DieRegierung lehnt gezielte
Massnahmenwegen
Menschenrechtsverletzungen
ab.Über seinenEntscheid
mochtederBundesrat aber
nicht informieren.

wird», sagt der SVP-Parlamenta-
rier Franz Grüter. Der Bundesrat
handle vernünftig, wenn er den
Ball nun flach halte.

Grüter verweist auf die Bestre-
bungen des Nationalrates, die Zu-
sammenarbeit mit dem taiwani-
schen Parlament zu intensivie-
ren. Ein Signal, das Spuren hin-
terlassen habe. «In dieser Frage
versteht Peking keinen Spass»,
warnt Grüter. Peking anerkennt
die Unabhängigkeit Taiwans
nicht an und betrachtet die Insel
als Teil Chinas.

Kritik an China, ja, aber bitte
im dafür vorgesehenen Rahmen:
So lautet der Ansatz von SVP und
FDP. Im dafür vorgesehenen
Menschenrechtsdialog verurteile
der Bund die Menschenrechtsver-
letzungen, betont der freisinnige
Ständerat Damian Müller. «Das
scheint mir das bessere Format
als rein symbolische Sanktionen.
Die Schweiz macht keine Aussen-
politik mit dem Lautsprecher.»
Der Bundesrat müsse abwägen,
wie er die verschiedenen Interes-
sen der Schweiz unter einen Hut
bringe. Das habe er in diesem Fall
richtig gemacht, glaubt Müller.

Das sieht die Linke anders. In
einem neuen Vorstoss verlangt
SP-Nationalrat Molina, dass der
Bundesrat die thematischen
Sanktionen der EU übernehmen
muss. Mit den heutigen Mehr-
heitsverhältnissen hätte die
Motion im Nationalrat Aussicht
auf Erfolg. Zumal sich gerade die
Mitte-Partei heute China gegen-
über kritischer positioniert als
noch vor einigen Jahren. Ob das
Begehren auch in der nächsten
Legislatur eine Chance hat, ent-
scheidet sich am Wahlsonntag in
drei Wochen.

PETER KLAUNZER / KEYSTONE

Die chinesische Flagge hängt
neben den drei Eidgenossen im
Bundeshaus. Anlass war der Be-
such von Staatschef Xi Jinping.
(15. Januar 2017)

Kritik anChina ja,
aber bitte imdafür
vorgesehenen
Rahmen, finden
SVPundFDP.


